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Abréviations

UVEK Eidgendssisches Departement fur Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

UREK-NR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates

UREK-SR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Standerates
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I'énergie du Conseil national
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Chronique générale

Infrastructure et environnement

Protection de I'environnement
Politique de protection de I'environnement

Massnahmen zur Forderung der Kreislaufwirtschaft und der nachhaltigen
Ressourcennutzung standen in der Sommersession 2021 auf dem Programm des
Nationalrates. Wahrenddem sich die Mehrheit der UREK-NR fir die Annahme der
vorliegenden Motion Thorens Goumaz (gp, VD) aussprach, lehnte eine Minderheit Egger
(svp, SG) das Geschéft ab. Sowohl Mehrheitensprecher Jauslin (fdp, AG) als auch der die
Minderheit vertretende Mike Egger wiesen auf die Arbeiten rund um die Umsetzung der
parlamentarischen Initiative 20.433 der UREK-NR mit dem Titel «Schweizer
Kreislaufwirtschaft starken» hin. Wahrend fur Jauslin noch nicht feststand, dass die
Anliegen der vorliegenden Motion dann auch wirklich bis zum Schluss in der Vorlage zur
Umsetzung der parlamentarischen Initiative verbleiben wirden, war es fur Egger bereits
klar, dass die Anliegen der Motionarin aufgenommen wirden. Letzterem Votum schloss
sich auch Bundesratin Sommaruga an. Der Bundesrat unterstitze das Anliegen von
Thorens Goumaz zwar inhaltlich, ziehe es aber auch vor, wenn die Forderungen in die
Arbeiten zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative der UREK-NR einfliessen
wirden, betonte sie.

Die grosse Kammer beschloss jedoch, der Mehrheit ihrer vorberatenden Kommission zu
folgen, und nahm den Vorstoss mit 136 zu 49 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) deutlich an.
Die ablehnenden Stimmen stammten allesamt aus den Reihen der SVP-Fraktion. '

Déchets

Der Standerat befasste sich im Sommer 2020 mit der Motion Schilliger (fdp, LU) zum
verstarkten Einsatz von Recyclingbaustoffen durch die 6ffentliche Hand. Der Rat war
sich einig, dass bei der Wiederverwendung von Baumaterialien noch viel Potential
bestehe. Viel zu oft werde beispielsweise Beton als Abfall und nicht als Ressource
betrachtet. Martin Schmid (fdp, GR) erladuterte fir die UREK-SR, dass das Ziel dieser
Motion darin bestehe, beim Einsatz von Recyclingbaustoffen einheitliche Standards zu
schaffen. Die 6ffentliche Hand, allen voran der Bund, solle hier in einer Vorbildfunktion
diese Standards setzen, damit die privaten Bauherren entsprechend davon profitieren
kénnten. Olivier Francais (fdp, VD) erganzte, dass oft die Gesetzgebung im Wege stehe,
um Baustoffe vor Ort wiederzuverwenden. Er denke dabei beispielsweise an das
Raumplanungs- und Baugesetz des Kantons Waadt. In diesem Gesetz werde nicht
zwischen Siedlungsabféallen im herkdmmlichen Sinne und wiederverwertbaren Abféllen
unterschieden. Nach dem abschliessenden Votum von Umweltministerin Sommaruga
nahm die kleine Kammer die Motion ohne Abstimmung an. ?

Die UREK-NR forderte den Bundesrat im Herbst 2020 mittels einer Motion auf, bis im
Jahr 2025 eine Steuer auf Einweg-Verpackungen fiir Getranke und Reinigungsmittel
einzuflhren, wenn diese aus weniger als 25 Prozent Recyclinggut bestehen. Mit dieser
Steuer soll das Recycling von Kunststoff geférdert und verbessert werden und die
Herstellerinnen und Konsumenten sollen einen finanziellen Anreiz erhalten, recycelten
Kunststoff zu verwenden, respektive zu kaufen.

Eine starke Minderheit aus Vertretern der Mitte-, der FDP.Liberale- und der SVP-
Fraktion beantragte die Ablehnung der Motion. Auch der Bundesrat sprach sich gegen
die Motion aus. Im Grunde beflrworte er das Anliegen, er arbeite jedoch bereits an der
Umsetzung &hnlicher Forderungen, die in zahlreichen Vorstéssen (beispielsweise Mo.
18.3712) gestellt wurden. Er habe zudem das UVEK beauftragt, bis spatestens Ende 2022
Vorschlage fur spezifische Massnahmen zur Ressourcenschonung zu unterbreiten. Der
Bundesrat argumentierte ausserdem, dass eine Steuer, wie sie die Motion der UREK-SR
fordert, freiwillige, privatwirtschaftliche Massnahmen erschweren wirde.

In der Wintersession 2020 diskutierte der Nationalrat das Geschaft. Christine Bulliard-
Marbach (cvp, FR) wies darauf hin, dass die Schweiz beim Recycling zwar gut dastehe,
nicht aber, wenn es darum gehe, die gesammelten Kunststoffe anschliessend wieder in
den Stoffkreislauf zu bringen. Dies liege an der mangelnden Nachfrage nach recyceltem
Kunststoff, respektive am zu billigen neuen Kunststoff. Mit der vorgeschlagenen Steuer
wlrden die Verpackungen aus wiederverwertetem Kunststoff auf dem Markt attraktiver
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werden. Minderheitensprecher Matthias Jauslin (fdp, AG) und Umweltministerin
Simonetta Sommaruga begrissten ebenfalls die Forderung des Wiederverwendens
dieser Materialien. Sie verwiesen aber ausdrucklich auf die Arbeiten, die eine
Subkommission der UREK-NR bereits in Angriff genommen habe, um die
parlamentarische Initiative 20.433 umzusetzen. In diesen Arbeiten gehe es darum,
daflr zu sorgen, dass Verpackungen aus kreislauffahigem Materialien hergestellt und
verwendet werden, und dass unndtige Verpackungen vermieden werden. Es sei daher
nicht sinnvoll, jetzt eine Spezialsteuer auf Einweg-Verpackungen flr Getranke und
Reinigungsmittel einzufuhren.

Entgegen der Argumentation von Jauslin und Sommaruga stimmte der Nationalrat mit
104 zu 77 bei 5 Enthaltungen fir die Annahme der Motion. GLP, SP und Grlne stimmten
geschlossen fur Annahme, zahlreiche Mitglieder der Mitte-Fraktion sowie einige wenige
Mitglieder der FDP.Liberalen-Fraktion schlossen sich ihnen an. ®

In der Frihjahressession 2021 befasste sich der Standerat mit einer Motion der UREK-
NR, die das Ziel verfolgte, eine Steuer auf Einweg-Verpackungen fiir Getranke und
Reinigungsmittel zu erheben. Im Gegensatz zur Debatte in der grossen Kammer
wahrend der Wintersession 2020 stiess der Vorstoss im Standerat auf Kritik. Wie
Kommissionssprecher Schmid (fdp, GR) ausfihrte, war die UREK-SR zum Schluss
gekommen, dass zuerst die Arbeiten der Schwesterkommission im Rahmen der
parlamentarischen Initiative 20.433 «Schweizer Kreislaufwirtschaft starken»
abgewartet werden sollen, bevor neue Regulierungen, und insbesondere Steuern, in
Erwégung gezogen wirden. Zudem solle das Thema Recycling ganzheitlich angegangen
werden; daher sei es wenig sinnvoll, nur Kunststoffverpackungen fur Getréanke und
Reinigungsmittel anzuschauen. Zudem mussten auch Detailhdndler und Private in die
Anstrengungen mit einbezogen werden.

Nach einem Votum von Umweltministerin Sommaruga, in welchem sie die
Argumentation von Schmid unterstitzte, wurde der Vorstoss stillschweigend
abgelehnt. *

Beat Flach (glp, AG) reihte sich mit seinem im Juni 2019 eingereichten Postulat zum
Thema Plastikreduktion und -recycling ein in eine Reihe von Vorstdssen, die sich mit
dem Thema der Griinen Wirtschaft auseinandersetzten; insbesondere die Postulate von
Adéle Thorens Goumaz (gp, VD; Po. 18.3196) und von Martina Munz (sp, SH; Po. 18.3496)
zielten bereits in eine édhnliche Richtung. Beat Flach forderte in seinem Postulat, dass
die Regierung aufzeigt, wie insbesondere in der Land- und der Bauwirtschaft der
Gebrauch von Kunststoffen reduziert oder durch Alternativen ersetzt und der Anteil des
Plastiks, das recycelt wird, erhdht werden kann. Der Bundesrat zeigte sich bereit, den
Vorstoss anzunehmen und zusammen mit den beiden erwahnten Postulaten gemeinsam
anzugehen.

Der Vorstoss wurde in der Sommersession 2021 behandelt, nachdem er zuvor von Felix
Muri (svp, LU) bekampft worden war. Im Rat erlauterte Mike Egger (svp, SG), dass der
vorliegende Vorstoss obsolet sei, da sich die UREK-NR und insbesondere deren
Subkommission im Rahmen der Umsetzung der parlamentarischen Initiative zur
Starkung der Kreislaufwirtschaft (Pa.lv. 20.433) bereits eingangig mit diesem Thema
beschaftigt habe. Simonetta Sommaruga war der Ansicht, dass es keine grosse Rolle
spiele, ob die grosse Kammer diesen Vorstoss nun annehme oder ablehne, die
Problematik werde ohnehin im Rahmen der Arbeiten zur erwadhnten parlamentarischen
Initiative aufgenommen. Anschliessend nahm der Nationalrat das Postulat mit 137 zu 45
Stimmen bei 6 Enthaltungen an. ®

Die UREK-NR reichte im Oktober 2021 ein Postulat ein, in welchem sie einen starkeren
Anreiz fiir den sparsamen Umgang mit Deponieraum und fiir das Recycling von
Baustoffen forderte. Dazu solle der Bundesrat die Einflhrung einer Lenkungsabgabe flr
die Deponierung von Bauabféallen prifen, da die all zu gunstige Deponierung von
Abfallen und Aushubmaterialien den Anreiz flr das Recycling von Baustoffen verringere.
Eine Kommissionsminderheit um Mike Egger (svp, SG) beantragte die Ablehung des
Postulats; der Bundesrat sprach sich hingegen fur die Annahme aus.

Der Nationalrat debattierte in der Frihjahrssession 2022 lber die Causa. Martina Munz
(sp, SH) fuhrte fur die Kommission aus, dass der Deponieraum in der Schweiz knapp sei;
die Kapazitédten vieler Deponien seien bereits ausgeschépft und neue Deponien
stiessen aus Grunden des Konflikts mit der Landwirtschaft oder mit dem Natur- und
Landschaftsschutz auf Kritik. Es sei daher geboten, eine Lenkungsabgabe zu prufen,

ANNEE POLITIQUE SUISSE — SELECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 01.01.65 - 01.01.23



wobei der Ertrag daraus zumindest teilweise zweckgebunden verwendet werden
kénnte, um rezykliertes Material zu verglinstigen. Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR)
erganzte, dass der Bausektor bislang in den Beratungen der parlamentarischen Initiative
20.433 «Schweizer Kreislaufwirtschaft — starken», die eine Revision des
Umweltschutzgesetzes anstrebt, aussen vor gelassen worden sei. Die UREK-NR sei
jedoch der Ansicht, dass auch in diesem ressourcenintensiven Wirtschaftssektor noch
viel Potenzial fr eine verstarkte Kreislaufwirtschaft stecke.

Mike Egger hingegen verwies auf zwei Studien, welche zum Schluss gekommen seien,
dass bis zu 80 Prozent der mineralischen Baustoffabfélle wiederverwertet wirden, die
restlichen 20 Prozent seien grosstenteils nicht rezyklierbar. Zudem kénne die
vorgeschlagene Lenkungsabgabe ganz einfach umgangen werden, indem die Bauabfalle
auf Deponien im grenznahen Ausland gebracht wirden.

Simonetta Sommaruga, die sich fur die Annahme des Postulats einsetzte,
beschwichtigte Mike Egger, indem sie erlauterte, dass es sich bei diesem Postulat
lediglich um einen Prifauftrag handle. Es werde damit noch kein Vorentscheid flr oder
gegen eine solche Lenkungsabgabe getroffen. Aber das Recycling von und der sparsame
Umgang mit Bauabfallen sei sicherlich ein Thema, das vertieft behandelt werden solle.
Im Anschluss an diese Worte nahm die grosse Kammer das Postulat mit 115 zu 66
Stimmen bei 4 Enthaltungen an. Die ablehnenden Stimmen stammten von der
geschlossen stimmenden SVP-Fraktion, der Halfte der FDP.Liberalen-Fraktion sowie
von einigen Ratsmitgliedern der Mitte. °

1) AB NR, 2021, 5. 1037 ff.

2) AB SR, 2020, S. 323 ff.; Medienmitteilung UREK-SR vom 18.2.20
3) AB NR, 2020, S. 2648 ff.

4) AB SR, 2021, S. 263 f.

5) AB NR, 2021, S. 1413 f.

6) AB NR 2022, S. 513 ff.
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